
Zur Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung wird das Kontenregister durch eine Änderung des Kon-
tenregister- und Konteneinschaugesetzes (KontRegG) deut-
lich erweitert und für zusätzliche Behörden (z. B. die Geld-
wäschemeldestelle) neu zugänglich gemacht. Wir haben die 
wesentlichen Eckpunkte für Sie zusammengefasst.

Erweiterung der Meldepflichten

Künftig wird das Kontenregister auch Informationen zu 

 • Kreditkonten, die durch eine IBAN identifiziert werden und 
vom Inhaber als Zahlungsdienstnutzer unmittelbar zur Aus-
führung von Zahlungsvorgängen genutzt werden können,

 • Zahlungskonten, die durch eine IBAN identifiziert werden 
und von Finanzinstituten im Rahmen ihrer Haupttätigkeit 
zur gewerblichen Erbringung von Zahlungsdiensten geführt 
werden, und

 • Schließfächern bei Kreditinstituten oder gewerblichen 
Schließfachanbietern

enthalten. Die erstmalige Meldung muss die meldepflichtigen 

Informationen mit Stand zum 1.1.2021 beinhalten. Wann genau 
diese Meldung zu erfolgen hat, ist erst noch in der Konten- 
register-Durchführungsverordnung (KontReg-DV) zu regeln.

Meldepflicht für Schließfächer

Unter den Begriff Schließfach fallen Einrichtungen mit beson-
deren Zugangsbeschränkungen, die zum Zweck der Aufbewah-
rung von Wertgegenständen auf grundsätzlich unbestimmte 
Zeit rechtsgeschäftlich vermietet werden. Nicht davon erfasst 
sind hingegen Einrichtungen zur Aufbewahrung für die Dauer 
von weniger als einer Woche (z. B. Gepäckaufbewahrung in 
Bahnhöfen oder Safes in Hotelzimmern).

Bei Schließfächern werden neben den allgemeinen Informa-
tionen auch eine Identifikationsnummer sowie der Beginn und 
die Dauer des Mietzeitraumes an das Kontenregister gemeldet. 
Ist der Mieter des Schließfaches eine juristische Person, sind 
außerdem die hinsichtlich des Schließfaches vertretungsbe-
fugten Personen und die wirtschaftlichen Eigentümer im Sinne 
des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes (WiEReG) zu 
melden. 
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Welche Sachverhalte werden neu an das  
Kontenregister gemeldet?
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Einfuhr-Versand- 
handel ab Juli

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2.
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Wie ist der Einfuhr-Versandhandel ab Juli geregelt?

Bereits mit dem Abgabenänderungs-
gesetz 2020 wurden einige Bestim-
mungen des grenzüberschreitenden 
Versandhandels geändert, welche nun 
mit 1. Juli 2021 in Kraft treten sollen. 
In diesem Zusammenhang entfällt auch 
die Steuerbefreiung für die Einfuhr von 
Gegenständen, deren Wert € 22,00 
nicht übersteigen. Dieser Artikel stellt 
die Eckpunkte zum Einfuhrversandhan-
del dar.

Ein Einfuhr-Versandhandel liegt vor bei 

 • Lieferungen an einen Abnehmer, der 
Nichtunternehmer ist, 

 • bei denen Gegenstände durch den 
Lieferer oder für dessen Rechnung 

 • vom Drittlandsgebiet in einen Mit-
gliedstaat versandt oder befördert 
werden. Umfasst sind auch jene Lie-
ferungen, an deren Beförderung oder 
Versendung der Lieferer indirekt 
beteiligt ist. 

Dies gilt nicht für die Lieferung neuer 
Fahrzeuge. Bei verbrauchsteuerpflichti-

gen Waren gilt dies nur für Lieferungen 
an Nichtunternehmer, die keine juristi-
schen Personen sind.

Beim Einfuhr-Versandhandel gilt die Lie-
ferung als dort ausgeführt, wo die Beför-
derung oder Versendung endet (Bestim-
mungsland), wenn

a. der Gegenstand in einem anderen 
Mitgliedstaat eingeführt wird, als 
jenem, in dem die Beförderung oder 
Versendung endet, oder

b. der Unternehmer die Sonderregelung 
für den Einfuhrversandhandel (IOSS 
– siehe unten) in Anspruch nimmt.

Unternehmer, die Einfuhr-Versand-
handelsumsätze, bei denen der Einzel-
wert der Waren je Sendung € 150,00 
nicht übersteigt, durch die Nutzung 
einer elektronischen Schnittstelle (bei-
spielsweise Marktplatz, Plattform, Por-
tal u.  ä.) unterstützen, werden behan-
delt, als ob sie diese Gegenstände selbst 
erhalten und geliefert hätten. Dies gilt 
auch für Lieferungen an Nichtunter-

nehmer innerhalb der EU durch einen 
nicht in der EU niedergelassenen Unter-
nehmer.

Sonderregelung für Einfuhr-Versand-
handel (IOSS – Import-One-Stop-Shop) 

Bestimmte Unternehmer können für 
Einfuhr-Versandhandel, bei dem der Ein-
zelwert der Waren je Sendung € 150,00 
nicht übersteigt, auf Antrag eine Son-
derregelung in Anspruch nehmen, bei 
der alle entsprechenden Einfuhr-Ver-
sandhandelsumsätze innerhalb der EU 
in einem Mitgliedstaat erklärt werden 
können.

Wird diese Sonderregelung in Anspruch 
genommen, ist die Einfuhr von jenen 
Gegenständen von der Umsatzsteuer 
befreit, für die die Umsatzsteuer im Rah-
men der Sonderregelung erklärt wurde.

Für die Anwendung der Sonderregelung 
IOSS ist die Beachtung bestimmter Vor-
aussetzungen und weiterer Regelungen 
erforderlich. 

Welche Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
können steuerlich auf drei Jahre verteilt werden?
Bestimmte Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft können ab der Veran-
lagung 2020 auf Antrag zu je einem 
Drittel im Veranlagungsjahr und den 
beiden Folgejahren steuerlich berück-
sichtigt werden.

Wird ein Antrag gestellt, sind folgende 
Einkünfte in die Verteilung einzube- 
ziehen:

 • aus dem Betrieb von Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, 
Obstbau, Gemüsebau und aus allen 
Betrieben, die Pflanzen und Pflanzen-
teile mit Hilfe der Naturkräfte gewin-
nen

 • aus Tierzucht- und Tierhaltungsbe-
trieben

 • aus Binnenfischerei, Fischzucht und 
Teichwirtschaft und aus Bienenzucht

 • aus übrigem land- und forstwirt-
schaftlichen Vermögen im Sinne des 
§ 50 des Bewertungsgesetzes

Voraussetzung ist, dass diese Einkünfte 

durch Teilpauschalierung, Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung oder Buchführung 
ermittelt worden sind.

Ausgenommen davon sind unter ande-
rem Einkünfte,

 • die durch Vollpauschalierung ermittelt 
wurden, 

 • aus einer Jagd, aus einem Nebener-
werb oder einer Nebentätigkeit, 

 • aus besonderen Waldnutzungen, 
wenn sie begünstigt sind, 

 • aus der Veräußerung von Grundstü-
cken oder 

 • aus der Betriebsveräußerung oder 
-aufgabe. 

Sind nicht sämtliche Einkünfte zu ver-
teilen, muss aus den Aufzeichnungen 
klar erkennbar sein, welche Einkünfte in 
die Verteilung einbezogen und wie sie 
ermittelt wurden.

Die Verteilung ist in der Einkommen-
steuererklärung zu beantragen und 

betrifft alle verteilungsfähigen Ein-
künfte und ist für die Folgejahre bin-
dend. Die Verteilung endet unter ande-
rem durch Widerruf des Verteilungsan-
trages. In diesem Fall kann ein neuer-
licher Antrag erst nach Ablauf von fünf 
Veranlagungsjahren gestellt werden. 
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Sind Gewinne aus dem Handel mit Kryptowährungen 
steuerpflichtig?

Nicht zuletzt wegen der Berichte über 
hohe Kursgewinne (und -verluste) sind 
Kryptowährungen für viele Anleger zum 
Thema geworden. Aber auch die Finanz-
verwaltung ist interessiert, denn der 
Handel mit Kryptowährungen ist häufig 
steuerlich relevant.

Ist der Handel mit Kryptowährungen 
steuerpflichtig?

Für die steuerliche Behandlung ist be-
deutend, ob die Kryptowährungen be-
trieblich oder privat gehandelt wer-
den. Der betriebliche Handel mit Kryp-
towährungen ist, je nach Rechtsform 
des Unternehmens, immer entweder 
einkommensteuer- oder körperschaft-
steuerpflichtig. Der private Handel mit 
Kryptowährungen fällt hingegen grund-
sätzlich nur bis zum Ablauf der einjähri-
gen Spekulationsfrist unter die Einkom-
mensteuerpflicht.

Wie und in welcher Höhe wird  
besteuert?

Der private Handel mit Kryptowäh-
rungen wird als Spekulationsgeschäft 
besteuert, wenn Anschaffung und Ver-
äußerung innerhalb der einjährigen Spe-
kulationsfrist stattfinden. In diesem Fall 
werden die erzielten Kursgewinne dem 
steuerpflichtigen Einkommen zuge-
schlagen und zum progressiven Ein-

kommensteuertarif (mit einem Spitzen-
steuersatz von bis zu 55 %) besteuert.

Dagegen sind im privaten Handel mit 
Kryptowährungen erzielte Kursge-
winne grundsätzlich steuerfrei, wenn 
die Anschaffung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung länger als ein Jahr zurück-
liegt oder die während eines Kalender-
jahres erzielten Einkünfte aus Spekula-
tionsgeschäften insgesamt weniger als 
€ 440,00 betragen.

Einkünfte aus dem betrieblichen Handel 
mit Kryptowährungen werden zusam-
men mit dem Gewinn des Unterneh-
mens besteuert. Bei Einzelunterneh-
mern und Personengesellschaften wird 
der progressive Einkommensteuertarif 
(mit einem Spitzensteuersatz von bis 
zu 55 %) angewendet, während bei 
Kapitalgesellschaften die Körperschaft-

steuer in Höhe von 25 % anfällt und eine 
Ausschüttung von Gewinnen an natür-
liche Personen nochmals mit 27,5  % 
besteuert wird.

In bestimmten Konstellationen kann bei 
Steuerpflichtigen, die nicht der Körper-
schaftsteuer unterliegen, aber auch die 
Kapitalertragsteuer in Höhe von 27,5 % 
anfallen. Das ist etwa bei zinstragend 
veranlagten Kryptowährungen oder 
bei Kryptoassets, die wie Aktien oder 
Genussrechte ausgestaltet sind (soge-
nannte „Security Token“), der Fall.

Kursgewinne aus dem Handel mit Kryp-
towährungen werden der Finanzverwal-
tung nicht automatisch gemeldet, son-
dern müssen in der Veranlagung ange-
geben werden. Werden steuerpflich-
tige Einkünfte nicht angegeben, drohen  
Strafen! 
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Mit einer Neuerung im Konjunktur-
stärkungsgesetz kann unter Beach-
tung bestimmter Voraussetzungen für 
Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, eine beschleunigte Abschreibung 
(AfA) in Anspruch genommen werden. 

Im Jahr, in dem die Absetzung für 
Abnutzung erstmalig zu berücksichti-
gen ist, beträgt die AfA höchstens das 
Dreifache des bisher gültigen Prozent-
satzes, im darauffolgenden Jahr höchs-
tens das Zweifache. Ab dem zweitfol-
genden Jahr erfolgt die Bemessung der 
AfA wie bisher.

Der steuerliche Vorteil der beschleu-
nigten Abschreibung liegt im Vorzie-
hen von insgesamt drei Jahresabschrei-
bungen. Am Ende der Nutzungsdauer 
können diese drei Jahresabschrei-
bungen dann nicht geltend gemacht  
werden.

Wird also z. B. ein Bürogebäude im 
Betriebsvermögen ab dem 1. Juli 2020 
angeschafft, so bedeutet diese Rege-
lung, dass im ersten Jahr eine Abschrei-
bung von bis zu 7,5 %, im zweiten Jahr 
von bis zu 5 % und im dritten Jahr und 
danach eine Abschreibung von 2,5 % 
möglich ist.

Die Halbjahresabschreibungsregelung 
ist nicht anzuwenden, sodass auch bei 
Anschaffung, Herstellung oder Einlage 
im zweiten Halbjahr der volle Jahres-
AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

Eine ähnliche Regelung ist auch bei 
Überschussermittlung anwendbar. 
Werden mit einem Gebäude im Pri-
vatvermögen Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung erzielt, so ist 
bei Anwendung der Regelungen der 
beschleunigten AfA der AfA-Satz im 
ersten Jahr bis zu 4,5 %, im zweiten 
Jahr bis zu 3 % und im dritten und in 
den Folgejahren bis zu 1,5 %.

WIE KANN MAN DIE BESCHLEUNIGTE ABSCHREIBUNG  
BEI GEBÄUDEN NUTZEN?
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Viele Unternehmen müssen aktuell sehr genau auf ihre 
Liquidität achten, um zahlungsfähig zu bleiben. Wie 
berichtet bieten sowohl Finanz wie auch die Sozialver-
sicherung Stundungen und Ratenzahlungen zur Unter-
stützung an. Nicht vergessen sollte man aber, dass diese 
Zahlungen nur aufgeschoben und diese Verbindlichkei-
ten letztendlich doch zu begleichen sind.

Auch wenn der Blick in die Zukunft aktuell sehr schwierig 
ist, ist es oft ratsam, mittels eines Finanzplanes die Zah-
lungsströme eines Unternehmens zu erfassen und deren 
Auswirkung auf das Bankkonto zu planen.

Kurzfristige Finanzplanung ist dabei im Sinne einer Liqui-
ditätsvorschau auf Tages- oder Wochenbasis nur wenige 
Wochen in die Zukunft gerichtet. Dies ist besonders bei 
Unternehmen in der Krise erforderlich, die bereits nur 
sehr geringe liquide Mittel zur Verfügung haben. Dabei 
werden ausgehend von einem Liquiditätsstatus (Stände 
der Bankkonten) die kurzfristig zu erwartenden Aus- und 
Einzahlungen geplant.

Eine mittelfristige Finanzplanung erstreckt sich oft über 
ein bis zwei Jahre und kann auch rollierend durchgeführt 
werden. Geplant wird auf Monats- bzw. eventuell auch 
auf Quartalsbasis. Ein Finanzplan für das kommende Jahr 
wird oft aus den geplanten Budgetzahlen abgeleitet. 

So können frühzeitig mögliche Liquiditätsengpässe iden-
tifiziert und die Rückzahlung aufgeschobener Zahlungen 
besser eingeplant werden.

AUFGESCHOBENE ZAHLUNGEN:  
RÜCKZAHLUNG EINPLANEN

Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäi-
schen Union hat Auswirkungen auf eine Vielzahl von recht-
lichen Bereichen. Umsatzsteuerlich gilt das Vereinigte König-
reich seit Jahresbeginn als Drittland. So ist nun im Bereich der 
Umsatzsteuer unter anderem Folgendes zu beachten:

 • Für Warenlieferungen aus Österreich in das Vereinigte König-
reich kommen nicht mehr die Regelungen für innergemein-
schaftliche Lieferungen, sondern jene für Ausfuhrlieferun-
gen zur Anwendung.

 • Für Warenlieferungen aus dem Vereinigten Königreich nach 
Österreich kommen nicht mehr die Regelungen für innerge-
meinschaftliche Erwerbe, sondern jene für Einfuhren und zur 
Einfuhrumsatzsteuer zur Anwendung.

 • Abweichende Regelungen gelten für Lieferungen von 
Gegenständen nach Nordirland. 

 • Vorsteuervergütung für britische Vorsteuern aus dem Jahr 
2020 sind nur bis zum 31. März 2021 über FinanzOnline 
beantragbar.

Auch viele andere Bereiche der Umsatzsteuer, wie z. B. Ver-
sandhandel, sonstige Leistungen, Konsignationslager oder 
Lohnveredelung sind vom BREXIT betroffen. Ebenso gab es 
Änderungen in den Bereichen Ertragsteuern, Verbrauch- 
steuern und Zoll. Sollten Sie Geschäftsbeziehungen mit dem 
Vereinigten Königreich haben, ist jedenfalls eine individuelle 
Beratung empfehlenswert. Das Finanzministerium bietet auf  
www.bmf.gv.at umfangreiche Informationen zu den Themen 
Zoll & Brexit sowie Steuern & Brexit. 
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Vorsteuererstattung 
aus UK für 2020 bis 
31.3.2021 beantragen

Fälligkeitsdatum 15. März 2021

USt, NoVA, WerbeAbg  für Jänner

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Februar

Fälligkeitsdatum 31. März 2021
Jahreserklärungen 2020 für Kommunalsteuer und 
Dienstgeberabgabe (Wiener U-Bahn-Steuer)

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2015 
(2015=100)

VPI 2010
(2010=100)

Ø 2020 1,4 108,2 119,8

Ø 2019 1,5 106,7 118,1

Ø 2018 2,0 105,1 116,3
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